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Interpretation für Volk und Führer

Juristische Methodik im Nationalsozialismus am Beispiel

von Karl Larenz

Tobias Lieber

ie Tatsache, daß die deutsche
DJustiz und Rechtswissenschaft

im Dritten Reich maßgeblich an
der Entwicklung von Theorie und Praxis
der nationalsozialistischen Herrschafts-
ordnung beteiligt waren und sich damit
mitverantwortlich machten für unzähli-
ge Verbrechen, die in dieser Zeit im
Namen des Rechts begangen wurden,ist
inzwischen weithin bekannt. Ebenso ge-
hört auch das Wissen um die personelle
Kontinuität, die erschreckend konstante

Fortentwicklung der Biographien über
das Kriegsende hinaus auf Lehrstühle
und Justizposten der Bundesrepublik,
zumindest zum Randbestandjuristischer
Geschichtskenntnis, wenn diese Kennt-
nisse auch häufig oberflächlich bleiben

und gern verschwiegen werden. Was
noch weitgehend fehlt, ist die Erfor-
schung und Darstellung der inhaltlichen
Kontinuitäten, der Vergleich von Urteils-
gründen, Rechtsprinzipien und Lehrmei-
nungen vor und nach 1945. Vordergrün-
dig betrachtet haben sich die in die
Bundesrepublik übernommenen Rechts-
wissenschaftler des Dritten Reichs in
einem wundersamen Läuterungsprozeß
über Nacht zu überzeugten, wenn auch

meist dem konservativen Lager zugehö-
rigen Verfechtern des neuen, demokrati-
schen Systems gewandelt. Inwieweit die
neu erschienenen Lehrbücher und Auf-
sätze bloß von allzu verfänglichem Vo-
kabular gereinigt wurden, oder ob sich
tatsächlich ein inhaltlicher Bruch fest-
stellen läßt, bedarf noch umfassender
Klärung.

Wehrlose Positivisten?

In den ersten zwei Jahrzehnten nach

Kriegsende brauchte man sich diesem
Problem schondeshalbnicht zu stellen,

weil die Frage, warum Justiz und Rechts-

wissenschaft sich dem Nationalsozialis-

mus ohne nennenswerten Widerstand

unterworfen haben, meist im Sinne der

sogenannten Wehrlosigkeitsthese beant-
wortet wurde. Diese war bereits 1946
von dem Strafrechtler und Rechts-

philosoph Gustav Radbruch,selber 1933
von den Nationalsozialisten seines Lehr-

stuhls beraubt, formuliert worden: „Der

Positivismus hat in der Tat mit seiner

Überzeugung ‚Gesetz ist Gesetz‘ den

deutschen Juristenstand wehrlos gemacht
gegen Gesetze willkürlichen und verbre-

cherischen Inhalts“.' Hierin fand sich
eine wohlfeile Erklärung, die die Juri-

sten als unschuldige Opfer des eigenen
Berufsethosdarstellte und jegliche Ver-
antwortung der politischen Führung an-

lastete. Hermann Weinkauff, von 1949

bis 1960 Präsident des Bundesgerichts-
hofs, hat diese These noch 1968 umfang-

reich ausgeführt. Die deutschenJuristen
der Weimarer Republik seien „fast aus-

nahmslos und mit einer geradezu naiven
Selbstverständlichkeit Rechtspositivis-

ten“ gewesen.? Ihrer Vorstellung nachsei

nur dasjenige Recht, „was der Inhaber
der Staatsmacht [...] als Recht gesetzt

habe; ihm schulde der Richter unbeding-

ten Gehorsam“?. Angesichts dieser Aus-
gangslage und aufgrund des Drucks von
Staat und Partei seien die Juristen dem
Nationalsozialismus hilflos ausgeliefert
gewesen.

Dieser Versuch der Rechtfertigung des
Verhaltens der deutschen Justiz durch
den Verweis auf ihr positivistisches
Selbstverständnis läßt sich jedoch schon
vom Ansatz hernicht halten. Der Positi-
vismus warbereits vor 1933 bei weitem
nicht mehrdie vorherrschende Lehrmei-
nung und ebensowenig spiegelte er sich

 



» Röcht
in der Rechtsprechungwider.
Die konservativen und de-
mokratiefeindlichen Richter
der Weimarer Republik hat-
ten sich nie gescheut, die
Gesetze des neuen Staates zu
umgehen,sie in ihrem Sinne

auszulegen oder selbst mit
blanker Mißachtung zu dro-
hen.* Wichtiger als die Wi-
derlegung dieser Grund-
annahme der Wehrlosigkeits-
these ist jedoch die Untersu-
chung der Funktion,die Justiz
und Rechtswissenschaft im
Dritten Reich tatsächlich
übernommenhaben.Wiejede
neu an die Macht gekomme-
ne und aufschnellepolitische
Veränderung drängende
Gruppe, standen die Natio-
nalsozialisten 1933 vor dem
Problem, daß sich die kom-
plizierte und ausdifferenzier-
te Rechtsordnung eines mo-

dernen Staates nicht über
Nacht im Lichte der neuen
Ideologie verändern läßt. Eine
ihrem Weltbild folgende ge-
setzliche Neuregelung weiter
Rechtsgebiete war in abseh-
barer Zeit nicht zu leisten
und wurde im übrigen auch

%. garnichternsthaft angestrebt,
da die Nationalsozialisten ge-
genüberjeder durch gesetzli-
che Regelungen notwendig
eintretenden zukünftigen
Selbstbindung Abscheu heg-

ten. Die Zahl der neu erlasse-
nen Gesetze war dementspre-
chend auchrelativ gering und
beschränkte sich auf einige
besonders vordringlich er-
scheinende Gebiete, wie das
Strafrecht, das Erb- und
Familienrecht und die Neu-
organisation des Staates. Zur
Erreichung ihres Ziels, der
„Erneuerung“ Deutschlands
im Lichte der völkischen
Weltanschauung, brauchten
die Nationalsozialisten somit
notwendigerweise eine will-
fährige Justiz und Rechtswis-
senschaft, die die über-
kommenen Gesetze im
Geiste der neuen Ideolo-
gie durchdringen und

interpretatorisch umformen
konnte.°

Altes Recht mit neuem
Inhalt

Dieser Aufgabesind die Juri-
sten mit Eifer und Erfolg
nachgekommen.Binnen kur-
zem erschien eine umfang-
reiche Literatur, die das alte 

Rechtssystem und Rechtsdenkenals li-
beral, materialistisch und undeutschver-
dammte, Vorschläge für neue Konzep-

tionen entwickelte und sich zugleich
dadurch die eigene Legitimation schuf,
daß sie das Bild eines von der strengen
Gesetzesbindung gelösten, nur der „ma-
terialen Gerechtigkeit‘‘ und der völki-
schen Ideologie verpflichteten Richters
postulierte. Genau dies hat wiederum
Gustav Radbruch auchschonfrüh ange-
deutet: „Vollends hatsich schließlich der
Nationalsozialismus den Gedanken der
freirechtlichen Bewegung zu eigen ge-
macht, nun nicht mehr bloß zur Ergän-

zung lückenhafter Gesetze,[...] sondern

[...] auch contra legem“ ®. Die Wehr-

losigkeitsthese als der Versuch, die Juri-
sten zu Tätern wider Willen zu erklären,

ist somit überholt. Es hat sich gezeigt,
daß Rechtswissenschaft und Justiz der
Weltanschauung des Nationalsozialis-
mus juristisch erst zum Durchbruch
verhalfen, indem sie das überkommene

Recht von vor 1933 in seinem Sinne
auslegten und umformten. Dabei gaben
sie dem neuen Regime zugleich einen
Schein von Legalität und philosophi-
scher Tiefe, der angesichts des politisch
radikalen Umbruchs sowie der bei Tei-
len der bisherigen Eliten zunächst vor-
handenen Skepsis gegenüber den unge-
bildeten Nationalsozialisten zweifellos
dazu beitrug, die in der ersten Zeit noch

gefährdete Herrschaft zu sichern.’
Wie diese Umdeutung desalten, von

liberalem und individualistischem Ge-
dankengut durchdrungenen Rechts zu
einer völkischen Gemeinschaftsordnung
vor sich ging, läßt sich ex-
emplarisch an den Werken
des Zivilrechtlers und
Rechtsphilosophen Karl
Larenz (1903-1993) zeigen.
Larenz gehörte zu derjeni-
gen Generation von jungen,
frisch habilitierten Rechts-
wissenschaftlern, die sich die
Erneuerung des deutschen
Rechts besonders deutlich
auf die Fahnen geschrieben
hatten und von denen viele
seit 1933 an der von den

  

 

  

     

  

  

    

  

 

  
Nazis zur „Stoßtruppfakultät“ auserse-
henenKieler Juristenfakultät lehrten, wo
sie systemkonformen wissenschaftlichen

Nachwuchs für die übrigen Universitä-
ten heranbilden sollten. Auch Larenz
kam zum Sommersemester 1933 nach

Kiel und erhielt dort den Lehrstuhl von
Gerhart Husserl, der wegen seinerjüdi-
schen Abstammung „beurlaubt“ wurde,
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1936 in die USA emigrierte und sich
nach 1945 dann vergeblich um seine
wissenschaftliche Rehabilitierung be-
mühte.® Larenz' Biographie und sein
Werkstellen somit ein gutes Beispiel für
das Wirken unddasZiel vieler Gleichge-
sinnter dar. Hinzu kommt, daß Larenz
vor und nach 1945 insbesondere im
Bereich der Methodenlehre zu den füh-
renden Köpfen der deutschen Rechts-
wissenschaft zählte. Der Blick auf sein
späteres Schaffen in der Bundesrepublik
kann deshalb die Frage nach deninhalt-
lichen Kontinuitäten aufwerfen und so
versuchen, dem eingangs dargestellten

Defizit entgegenzutreten.

Volksgeist und Recht

In dem 1935 erschienenen Aufsatz
„Volksgeist und Recht“ liefert Larenz
eine rechtsphilosophische Begründung
des totalen Führerstaats. Er geht in
diesem Text davon aus, daß „menschli-

che Existenz [...] Leben in der Gemein-

schaft (ist)‘“ °. In diese Gemeinschaft sei

man hineingeboren, habe unabhängig
vom eigenen Willen Anteil an ihr und
könnesich nicht vonihr lösen, ohne die
eigenen Identität zu verlieren. Auch der
Geist basiere auf dieser blutsmäßigen
Verknüpfung. „Durch Blut und Geistist
der einzelne hineinverflochten in die
Gemeinschaftseines Volkes.“ Die geisti-
ge Existenz dieses Volkes sei der Volks-
geist. Von diesem Volksgeistleitet Larenz
nun auch das Recht ab. Was im Volk für
erlaubt oder unerlaubt angesehen wird,
das bestimme sich nicht nach Zweck-

mäßigkeits- oder Nützlichkeitser-
wägungen, sondern nach dem

„sittlichen Bewußtsein“. „Wie
ein Volk über Wert und Ehre
der Person, über die Bestim-
mung des Eigentums [...]
denkt, das findet in seiner
Rechts- und Sittenordnung

Ausdruck, ehe es ihm zum
deutlichen Bewußtsein gekom-

menist.“
Dieses fehlende Bewußtseinist nun

der entscheidende Punkt in der Kon-
zeption, denn es geht Larenz nicht
darum, zu untersuchen, was das Volk
denkt oder was es in einer bestimm-
ten historischen Situation für richtig
oder gerecht hält. Der Volksgeist
existiert für ihn als ein geistiges

Etwas, das im Blut begründetistund von
daher das Recht bestimmt. Deshalb sei
ein so verstandenes Recht auch keine
normative Ordnung, keine Ansammlung
von Sollensbestimmungen, sondern eine
„konkrete Gemeinschaftsordnung“. An
der Tatsache, daß das Recht in der
Realität dem Einzelnen gegenüber aber
doch normativ wirkt, kommt jedoch
auch Larenznicht vorbei. Er erklärt dies
dadurch, daß das ursprüngliche Gefühl
der Zusammengehörigkeit sich etwas
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gelockert habe. Waren Recht und Sitte
ursprünglich noch für jeden Einzelnen
die „ihm gemäße und selbstverständli-

che Form seines eigenen Daseins“, so
beginne er nun, sich auch als Einzelner
zu fühlen, eigene Interessen zu entwik-
keln und damittrete ihm auch das Recht

als normative beschränkend gegenüber.
Ausdieser Position erkläre sich auch die

verpflichtende Kraft des Rechts. „Die

Bindung des Einzelnen an das Recht
[...] ist zunächst und ihrem letzten

Grunde nachexistentieller, nicht nor-

mativer Art.‘“‘ Der Mensch kannalso,

nach Larenz, der Bindung an das

Recht genausowenig entkommen wie

der Bindung an sein Volk. Denn in
ihm tritt ihm ja nur seine eigene,
durch das Blut vermittelte Natur

entgegen, vonder er sich — bedauerli-
cherweise — entfernt hat. „Weil die

innere Form der Gemeinschaft ihren

Gliedern im Blut liegt, darum ist
ihnen das Lebensgesetz der Gemein-
schaft nicht nur ein Sollen, sondern

ein Müssen.“

Larenz setzt sich nun mit der

Theorie der historischen Schule von

Savigny und Puchta auseinander, die
sich ebenfalls um den Volksgeist
drehte und in ihm die treibende Kraft  

nicht durch Normen im Sinne des Positi-
vismus beschränkt. „Der existentiell ge-
bundene Wille [...] will, was er soll, aus

eigener Wesensnotwendigkeit. Freiheit
und Notwendigkeit sind hier eins gewor-
den:erist frei von Schranken,weil er die
Substanz seines Volkes als seine eigene
Notwendigkeit in sich trägt.‘ Damit ist
erreicht, was die Nazis für ihr Weltbild
und ihren Staat brauchten: Der Führer

    
 

 

herrscht absolut und ist durch

keine Norm beschränkt.
Erist die Inkarnation des
Volksgeistes und sein Be-

fehl ist untrüge-
risch richtig.
„Nicht eine ver-

antwortungslo-

se Mehrheit, der

Zufall der Ab-
stimmung oder das

trügerische Gleichgewicht
sich widerstrebenderKräfte,

 

  
des sich organisch entwickelnden
Rechts sah. Larenz kritisiert an ihr, daß

sie den Volksgeist mit einer psycholo-
gisch verstandenen Volksüberzeugung
gleichgesetzt habe. „Diese Gleichset-
zung verkennt die Spannung zwischen
echtem Gemeingeist und bloßem kollek-
tiven Meinen, der die Volksüberzeugung
ausgeliefert ist.“ Dieses kollektive Mei-
nen könne sich mit dem Volksgeist

decken, müsse es aber nicht. Es unter-
scheide sich durch seine Unbeständig-
keit und — was für Larenz am aller-
schlimmsten ist: „Kollektives Meinen
überspringtoft alle völkischen und poli-
tischen Grenzen.‘ Ein so verstandener
Volksgeist könne also trotz der im
Anschluß an die nationalsozialistische
Machtübernahme vorangetriebenen gei-
stigen Vereinheitlichung unmöglich
Grundlage des neuen deutschen Rechts
sein. Wie aber läßt sich nun dieses Recht
erkennen, das dem Volksgeist entspringt?
Dies sei die „Sache eines großen Man-

nes“ und erfordere die verantwortliche
Entscheidung einer dazu fähigen Füh-
rung. Diese Entscheidung sei aber im
Grunde keine Wahl zwischen verschie-

denen Möglichkeiten, sondern die Ver-

wirklichung des Volksgeists durch den
Gesetzgeber. „Nicht jede beliebige An-
ordnung kann Rechtsetzen, sondern nur

der Wille eines Gesetzgebers, der die
Rechtsidee seines Volkes als die Sub-
stanz seines eigenen Denkens und Wol-

lens in sich trägt.“ Es bedürfe also nur
einer Führung,die die Fähigkeithat, den
Volksgeist zu erkennen und zu verwirk-
lichen. Diese Führung sei dann auch

sondern eine Persönlichkeit,

der Führer, verkörpert an der entschei-
denden Stelle den Willen der Gesamt-

heit.“

Konkrete Ordnung und
Rechtsperson

In einem weiteren Aufsatz mit dem Titel
„Rechtsperson und subjektives Recht“
führt Larenzin beispielhafter Weise vor,
wie die Erneuerung der Privatrechts-
ordnung zu erfolgen habe und wie die
abstrakte Dogmatik des römisch-rechtli-
chen Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB)

nun durch eine „konkrete Ordnung‘ zu

ersetzensei. Die beiden Begriffe „Rechts-
person“ und „subjektives Recht“ seien
die wesentliche Grundlage des bisheri-
gen Rechts. Wie die meisten Begriffe
des BGB seien sie hochabstrakt und
dadurch inhaltsleer. Deshalb habe die
bisherige Dogmatik,in der Tradition des
Naturrechts, die Persönlichkeit im
Rechtssinn mit der Rechtsfähigkeit
gleichgesetzt. Dabei werde abstrahiert
von allem, was eine konkrete Person
ausmache, entscheidend sei nur ihr
Menschsein,dies allein machesie rechts-
fähig. „[Die bisherige Dogmatik] be-
trachtet es als selbstverständlich, daß
jeder Menschals solcher ohne Rücksicht
auf Volkszugehörigkeit oder sonstige
Voraussetzungen, Person und damit
rechtsfähig ist. [...] Damit verrät sich

bereits der Gleichheitsgedanke als das
weltanschauliche Apriori des abstrakten
Personenbegriffs“ '". Die Grundlagedie-
ser Weltanschauung sieht Larenz im

Reäht >
ethischen Individualismus
Kants, demzufolge das Recht
dem Schutz der sittlichen
Freiheit „des“ Menschen und

„Jedes‘‘ Menschenin gleicher
Weise dienen solle. Mit die-
ser Abstraktion müsse aufge-
räumt werden. An die Stelle
des abstrakt-allgemeinen Be-
griffs solle nun der konkret-
allgemeine Begriff treten.
Rechtsfähig solle nicht der
Mensch,die allgemeine Per-
son, sondern die konkrete
Persönlichkeit sein, die Per-

sonin ihrer Zugehörigkeit zu
Volk, Familie, Religionsge-
meinschaft etc. Da das Recht
nunmehr eine Ausprägungdes
Volksgeist sei, dieser aber
durch die Blutsverwandt-
schaft in jedem Volksgenos-
sen stecke, sei natürlich die
Rechtsstellung des Einzelnen
auch nicht mehr von diesem
Volksgeist der Gemeinschaft
zu trennen. Der Einzelne kön-

ne nicht mehr als freier
Mensch verstanden werden, *&
sondern nur als Glied der
Gemeinschaft. Diese ginge
dem Einzelnen vor und nur
die Gemeinschaft könne
Rechte und Pflichten verlei-
hen. „Nurals Glied der Volks-
gemeinschaft hat [der Einzel-
ne] seine Ehre, genießt er

Achtung als Rechtsgenosse.
Rechtsgenosse zu sein, das
heißt im Recht zu leben und
eine bestimmte Gliedstellung
auszufüllen, ist also ein Vor-
recht des Volksgenossen. Es
ist, wenn man so will, eine
besondere Qualität nicht des
Menschenschlechthin, son-
dern des Volksgenossen.
Rechtsgenosse ist nur, wer
Volksgenosse ist; Volksge-
nosseist, wer deutschen Blu-
tes ist. Dieser Satz könnte an
Stelle des die Rechtsfähig-
keit ‚jedes Menschen‘ aus-
sprechenden $ 1 BGBandie

Spitze unserer Rechtsordnung
gestellt werden.“

Anmerkungen:
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Weinkauff, 1968, 28.
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Radbruch, 1959, 82.

Jakobs, JZ 1993, 815.
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die folgendenZitate).
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Rechtsgenosse = Volksgenosse

Wenn Larenz' Vorschlag auch nicht
gesetzlich realisiert wurde, so fand diese
Ideologie dennoch ihre praktische An-
wendung in der Rechtsprechung. Wie
dies funktionierte, läßt sich an einer
Entscheidung des Reichsgerichts von
1936 verdeutlichen. Die UFA hatte im
Februar 1933 einen jüdischen Regisseur
mit den Dreharbeiten zu einem Film
beauftragt. Der Vertrag enthielt eine
Rücktrittsklausel für den Fall, daß
die Durchführung der Regie wegen
„Krankheit, Tod oder ähnlichem

Grund“ unmöglich würde. Im April
1933 erklärte die UFA den Rück-
tritt vom Vertrag. Das Reichsge-
richt gab ihr Recht, da die jüdische
Abstammungein „ähnlicher Grund“
sei: „Der nationalsozialistischen
Weltanschauung[...] entspricht es,
im Deutschen Reich nur Deutsch-
stämmige als rechtlich vollgültig
zu behandeln.[...] Den Grad völli-

ger Rechtslosigkeit stellte man ehe-
dem [...] dem leiblichen Todgleich.

[...] So ist unbedenklich, eine aus  

 

  

 

  

  

   

    
   

wissenschaftlers verschwunden sein, so

wird man enttäuscht. Was sich bis heute

in der 1960 in erster Auflage erschiene-
nen Larenzschen „Methodenlehre“ fin-

det, kommt einem erstaunlich bekannt

vor. Unter der Überschrift „Die dem
abstrahierenden Denken innewohnende

Tendenz zur Sinnentleerung“ schreibt

Larenz dort über die Schwierigkeiten
des begrifflichen Systems, die inhaltli-
che Fülle von verschiedenen Rechtsver-

hältnissen zu erfassen. Als Beispiel taucht
zunächst wieder der Begriff

der Person auf. „[Die

noch herrschende

Lehre] setzt ihn mit

dem des Rechts-

subjekts gleich und
versteht darunter den

möglichen Träger
von Rechten und

Pflich-

 

gesetzlich anerkannten rassepoliti-
schen Gesichtspunkten eingetretene Än-
derung in der rechtlichen Geltung der
Persönlichkeit dem gleichzuachten, so-
fern sie die Durchführung der Regie-
tätigkeit in entsprechender Weise hin-
dert, wie Tod oder Krankheites täten“ !'.
Vor allem der letzte der beiden Texte

hat gezeigt, daß Larenz es erfolgreich
vermochthat,der nationalsozialistischen
Ideologie in einem Kernbereich der
privatrechtlichen Dogmatik zum Einzug
zu verhelfen. Ohne daß es auch nur eines
Federstrichs des Gesetzgebers bedurft
hätte, tat sich die Möglichkeit auf, alle
diejenigen, die den Nationalsozialisten
aus rassischen oderpolitischen Gründen
nicht genehm waren, aus dem Bereich

des Rechts auszugrenzen,ihre rechtliche
Existenz zu vernichten. Selbst wenn
mandies nicht wie Heinz Wagnerals die

„rechtsbegriffliche Expedierung der Ju-
den auf die Selektionsrampe“'* qualifi-
zieren will, muß das Ergebnis des me-
thodologischen Schachzugs, den Larenz
mit seinem konkret-allgemeinen Begriff
vollzogenhat, erschrecken.

Zieht man nun jedoch daraus die
Schlußfolgerung, eine Methodenlehre,
die solches zulasse, müsse nach 1945
schnellstens aus den Gedanken und
Veröffentlichungen eines solch gefeier-
ten bundesrepublikanischen Rechts-
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Auch an Larenz“ Auseinandersetzung

mit dem Begriff des Eigentumsläßt sich
die Tradierung der Denkschemataerken-
nen. Ebenfalls in dem bereits zitierten
Aufsatz über „Rechtsperson und subjek-

tives Recht“ findet sich folgende Passa-
ge: „Wenn in der neuzeitlichen Rechts-

entwicklung und in der Bestimmungdes

Eigentumsbegriffs durch die hinter uns
liegende Jurisprudenz von der Fülle der

im Eigentum enthaltenen konkreten Be-
ziehungen nur noch die abstrakte Herr-
schaft über die Sache übriggebliebenist,
dann ist das als eine fortschreitende
Verkümmerung des Eigentumsinhalts
[...] anzusehen. Demgegenüber besin-
nen wir uns heute wieder auf einen
volleren und tieferen Sinngehalt, indem
wir uns weigern, im Eigentum nichts

anderes als ein subjektives Recht
[...] zu erblicken“.'® In der

„Methodenlehre‘heißt es dann:
„Der Hinweis darauf, daß das
Eigentum das „umfassendste“

mögliche Recht an einer Sa-
che sei, dient lediglich der

Abgrenzung zu den „beschränk-
ten dinglichen Rechten“, ist sonst
aber nichtssagend. [...] [Die]

 

ten. [...] Abgeschnitten werden damit

alle Bezüge, die den Menschen als
Person im ethischen Sinne auszeichnen.
[...] Nur der Mensch im ethischen Sinne

hat eine Würde, kann Anspruch auf
Achtung und Anerkennungseiner Rech-

te gegen seinesgleichen erheben und
entsprechende Pflichten haben, Verant-
wortung auf sich nehmen“. '?

1945: Die Methodebleibt die
gleiche

Weiter unten im Exkurs über „Hegels
Unterscheidung des abstrakten und des
konkreten Begriffs“ erscheint einem die
Terminologie noch vertrauter. „Versteht

man den Menschen dagegen konkret,
[...] dann sieht manihnsogleich als ein

leibliches, seelisches und geistiges We-
sen, das sich in diesen drei Dimensionen

auf mannigfache Weise verwirklicht und
sich neue Möglichkeiten erschließt. Der
so verstandene konkrete Begriff des
Menschen ist gemeint, wenn wir dem
Menschenals solchen einen besonderen
Wert, eine Würde, und im Hinblick auf
seine Stellung im Recht bestimmte Fä-
higkeiten, wie die Rechtsfähigkeit, die
Handlungs- und Verantwortungsfähig-
keit zuschreiben“.'*

Schranken [des $ 903 BGB]schei-

nen zufällig und beliebig zu sein; der
Umfang des Eigentums könnte danach
auf eine „leere Menge‘ reduziert wer-
den. Mit einem solchen Eigentums-
begriff ist nichts anzufangen, wenn es
etwa um die Eigentumsgarantie des
Artikel 14 GG geht. [...] Durch die

Rückbeziehungaller dieser Bestimmun-
gen [des positiven Rechts] auf die Sinn-

einheit des „konkreten Begriffs“, wer-

den sie aus ihrer Isolierung befreit
[2:1."*

Faschistische Gedanken auch
heute noch?

Muß man aus dieser Ähnlichkeit der
Methodik und der Sprache nun folgern,
daß Larenz auch nach 1945 noch in dem
alten nationalsozialistischen Denkenver-
haftet blieb? Wäre gegenüber seinem
allgemein anerkannten methodologischen
Hauptwerk der Vorwurf des faschisti-
schen Gedankenguts angebracht? Man
wird diese Fragen wohl verneinen müs-
sen. Weitgehend konstant blieb im
Larenzschen Denkeneine Methodik,die
für ihn wie für viele andere in der Zeit
des Dritten Reichs ihre Wurzeln hat und
die er damals als äußerst wirkungsvolles
Instrumenteinsetzte, um bei der Ausle-
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gung des aus der Weimarer Republik
überkommenen Rechts zu politisch ge-
wünschten Ergebnissen zu kommen. Ge-
nauso, wie dieses Instrument aber da-
mals geschmeidig genug war, um dem
Nationalsozialismus zu dienen, so war

es auch später in der Lage, sich den

Anforderungen des Grundgesetzes anzu-
passen und zur Ausprägung seiner ob-
jektiven Wertordnung beizutragen. So
haben etwa das Institut der mittelbaren
Drittwirkung und die Argumentation aus
der Einheit der Verfassung deutliche
Ähnlichkeiten zu Larenzschen Denkfor-
men!’ und das heutige Verständnis der
Eigentumsgarantie ist gerade gekenn-
zeichnet durch eine Abkehr von der
abstrakten Systematik des BGB. Das
gibt zum Beispiel das Bundesverfas-
sungsgericht in einer Entscheidung wie
folgt zu erkennen: „Der Regelungs-

befugnis des Gesetzgebers scheinen nach
dem Wortlaut des Art. 14 Abs. I Satz 2
GGkeine Schranken gesetzt zu sein. Es
ist jedoch selbstverständlich, daß jede
gesetzliche Inhalts- und Schranken-
bestimmung sowohl die grundlegende
Wertentscheidung des Grundgesetzes zu-
gunsten des Privateigentums im her-
kömmlichen Sinne zu beachtenhatals
auch mit allen übrigen Verfassungs-
normen in Einklang stehen muß
[...]° %. Es mag dahingestellt blei-
ben, ob das methodologische Den-
ken Larenz' und vieler weiterer
Rechtswissenschaftler des Dritten

Reichs tatsächlich, wie Ingeborg
Mausschreibt, eine vom National-  

  

sche Denken bedeutsam, das bei Larenz
nach 1945 zunehmendan die Stelle des
konkret-allgemeinen Begriffs trat. Ein
Typus enthält für ihn ein Reihe von
Merkmalen,die nicht, wie beim Begriff
notwendig, alle in dem betreffenden
Sachverhalt vorliegen müssen, sondern
bei denen es genügt, wenn der Sachver-
halt sie „mehr oder weniger“ enthält und
er somit bei ganzheitlicher und wert-

orientierter Betrachtung dem Typus zu-

geordnet werden kann.?"Dieses Verfah-
ren ist, wie Larenz selber schreibt,
„elastisch“ ?! und überläßt die Lösung

der dem Sachverhalt zugrundeliegenden
Wert- oder Interessenkollision letztlich
den RichterInnen und deren Wertmaß-
stäben.

Bei einer so verstandenenjuristischen
Methodenlehre, das belegt die darge-
stellte Kontinuität der Methodik über
den Umbruch von 1945 hinaus, ist keine

Rechtsnorm gegen den Mißbrauch zu
Zwecken des Unrechts gefeit. Würde
Larenz Bild der „ethischen Person“sich
heute wieder ändern, so könnten erneut
Menschen aus dem Recht ausgegrenzt

undjedes rechtlichen Schutzes beraubt
werden. Läßt sich aber die-

se Gefahr für das
Recht über-
haupt ir-

    

 

einandersetzung mit der Frage nach
deren Verhältnis, nach einem eventuel-
len Vorrang bei sich widersprechenden
Ergebnissen und vor allem nach den
Grenzen der Objektivierbarkeit rechtli-
cher Entscheidungen und Entscheidungs-
prozesse. Nur dann, wenn die politi-
schen und weltanschaulichen Prämissen
einer bestimmten Auslegungoffengelegt
und damit angreifbar gemacht werden,

läßt es sich verhindern, daß wiederum
Unrecht und Gewalt im Namen der
Gerechtigkeit Einzug halten.
Tobias Lieber studiert Jura und
Politikwissenschaft und lebt in Frei-
burg.
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